(\\ Berlin Sitzung der Vollversammlung

(s am Mittwoch, 15. Juni 2016
Protokoll
Zeit: 16:15 Uhr — 19:35 Uhr
Ort: Konferenzzentrum im Ludwig Erhard Haus
Vorsitz: Prasidentin Dr. Beatrice Kramm
Anwesend: Die in der Anwesenheitsliste verzeichneten Mitglieder und Géste.
Jan Eder (Hauptgeschaftsfuhrer)
Christian Wiesenhtitter (stellvertretender Hauptgeschéaftsfuhrer)
Melanie Bahr (stellvertretende Hauptgeschéftsfihrerin)
Katja Steinbriick
Vesna Mokorel Kalusa (Protokollftihrerin)
Tagesordnung:
TOP 1: Besuch des Senators fur Finanzen von Berlin Dr. Matthias Kollatz-Ahnen
TOP 2: Genehmigung des Protokolls der Vollversammlung vom 14. Marz 2016
TOP 3: Regularien
TOP 4: Wabhlprifsteine
TOP 5: Vollversammlungswahl 2017
TOP 6: Aktuelle Themen
TOP 7: Verschiedenes

Aufgrund des verspateten Eintreffens des Senators Dr. Kollatz-Ahnen schlagt Frau Dr.
Kramm der Vollversammlung vor, die Genehmigung des Protokolls der Vollversammlung
vom 14, Marz 2016 vorzuziehen. Die Vollversammlung stimmt dem Vorschlag zu.

Bei Eintritt in die Tagesordnung sind 52 Mitglieder der Vollversammlung anwesend.

TOP 1: Genehmigung des Protokolls der Vollversammlung vom 16. September
2015

Die Vollversammlung genehmigt einstimmig die Niederschrift der Sitzung der
Vollversammlung vom 14. Marz 2016.
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Protokoll der Sitzung der Vollversammlung am 15. Juni 2016

TOP 2: Besuch des Senators fiir Finanzen von Berlin Dr. Matthias Kollatz-Ahnen

Frau Dr. Kramm begrif3t den Senator fir Finanzen von Berlin, Herrn Dr. Matthias Kollatz-
Ahnen, als Gast der Vollversammlung.

Herr Dr. Kollatz-Ahnen bedankt sich bei Frau Dr. Kramm fir die Einladung und winscht ihr
weiterhin viel Erfolg und eine gluckliche Hand als Prasidentin der IHK Berlin. In seinen
anschlieRenden Ausfihrungen geht er auf die Themen

o erfolgreiche Tilgung der Schulden in Berlin,

e deutliche Steigerung der sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnisse,

e Fachkraftesicherung in der Berliner Verwaltung,

e Ausbau der Infrastruktur,

e Investitionen bei den landeseigenen Unternehmen sowie

e Gewerbesteuer, Grunderwerbsteuer und Grundsteuer ein.

An der anschlie3enden Diskussion mit dem Finanzsenator beteiligen sich Frau Dr. Kramm
sowie die Herren Dr. Budde, Dreusicke, Krieger und Kuchejda. Die Verwendung der Mittel
aus der City Tax ist ein Thema, das die Wirtschaft beschaftigt. Herr Dr. Kollatz-Ahnen betont
die Geltung des Non-Affektationsprinzips bei Steuereinnahmen und schildert sodann, dass
die Senatsverwaltung fur Finanzen derzeit gleichwohl weiterhin plant, einen Teil der
finanziellen Mittel aus der City Tax drei Sektoren (Tourismus, Kreativwirtschaft und Sport)
zur Verfligung zu stellen. Da gegen die City Tax noch Klagen aus der Wirtschaft anhangig
sind, kdnnen derzeit jedoch keine weiteren Aussagen zur Verteilung dieser Mittel gemacht
werden. Zur Fachkréftesicherung in der Verwaltung verweist der Finanzsenator auf die
steigenden Ausbildungszahlen fiir verschiedene Berufe in der Berliner Verwaltung. Diese
beruhen sowohl auf dem steigenden Interesse der Jugendlichen an Verwaltungstatigkeiten,
als auch auf den unterschiedlichen Ausbildungsangeboten, die die Berliner Verwaltung
Interessierten bietet. Des Weiteren wird eine Reform der Grundsteuer thematisiert. Diese
wird voraussichtlich verfassungsrechtlich erforderlich. Ein entsprechendes Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes ist zu erwarten, da in Berlin historisch bedingt immer noch
unterschiedliche Systeme bei der Bewertung von Grundstiicken gelten. AbschlieRend
werden die Priorisierung der Investitionen bei den landeseigenen Unternehmen sowie die
Sozialausgaben des Landes Berlin diskutiert. Investitionen in landeseigene Unternehmen
sind fur die wachsende Stadt von grol3er Bedeutung, missen jedoch priorisiert werden. Das
Land Berlin plant zurzeit groRere Investitionen im Schienen- und Wassernetz. Weitere
Investitionen sind im Gesundheits-, Ausbildungs- und Wissenschaftssektor sowie in
einzelnen Bezirksinitiativen geplant. Bei den Sozialausgaben geht der Finanzsenator

2/11



Protokoll der Sitzung der Vollversammlung am 15. Juni 2016

zunéachst auf die sinkenden Zahlen der Arbeitslosen in Berlin ein. Dadurch werden in diesem
Bereich auch die Sozialausgaben gesenkt. Auf der anderen Seite fliel3en die Sozialausgaben
des Landes verstarkt in verschiedene Integrationsangebote ein. Demzufolge ist im gesamten

Sozial-Etat des Landes Berlin zurzeit keine grof3e Entlastung in Sicht.

TOP 3: Regularien

3.1. Anderung der Wirtschaftssatzung 2012, Bestatigung der Wirtschaftssatzungen
2013, 2014 und 2015, Nachtragswirtschaftssatzung 2016 und Anderung der
Beitragsordnung der IHK Berlin

Frau Dr. Kramm erlautert, dass durch die neue Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts, das im Dezember 2015 grundsétzliche Feststellungen zur Ricklagenbildung durch
die Industrie- und Handelskammern getroffen hat, eine erneute Befassung mit dem Haushalt
der IHK notwendig ist. Sie bedankt sich bei den Herren Eder, Meerstein und Irrgang fur die
geleistete Arbeit bei diesem Thema und freut sich, dass die IHK Berlin mit der von ihr

gefundenen Loésung wieder einmal Vorreiter in der IHK-Organisation ist.

Herr Eder berichtet der Vollversammlung anhand der als Anlage 2 beigefiigten Prasentation
zunéachst tber den neuen Rechtsrahmen bezliglich der Aufstellung der Wirtschaftsplane und
der Bildung der Rucklagen sowie Uber die Folgen fur die IHK Berlin. Nach dem Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts haben die IHKs weiterhin das Recht, Riicklagen zur Vorsorge zu
bilden. Sie sind Bestandteil einer geordneten Wirtschaftsfihrung - sowohl in der Kameralistik
als auch in der Doppik. Die IHKs haben danach bei der Aufstellung der Wirtschaftsplane und
bei der Bildung von Rucklagen weiterhin einen weiten Gestaltungsspielraum. Eine
Pauschalierung von Rucklagen ist dabei allerdings nur noch bedingt moglich; es gelten die
Grundsatze der staatlichen Haushaltsfihrung mit dem daraus folgenden Gebot der
Schéatzgenauigkeit. Demzufolge reicht die Einhaltung des im Finanzstatut fir die
Ausgleichsriicklage vorgesehenen pauschalen Rahmens nicht mehr aus. Entscheidungen
Uber die Zufilhrung und Einbehaltung von Mitteln zu einer Ricklage missen kinftig im
Rahmen einer objektiven ex-ante Prognose getroffen werden. Die IHKs dirfen so nicht nur
keine Uberhoéhten Riicklagen bilden, sondern missen eventuell (iberhéhte Riicklagen auch
baldmdglichst wieder auf ein zulassiges Mald zurtickflihren. Nach der neuen Rechtsprechung
hat auch die IHK Berlin ihre Ricklagen vorsorglich gepriift und neu berechnet. Mit Blick auf
die Gesamtvermdgenbetrachtung halt die IHK Berlin die Hohe ihrer Riicklagen — auch

bezogen auf vergangene Jahre - insgesamt fir angemessen. Hinsichtlich der
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Ausgleichsriicklage besteht allerdings das Risiko, dass sie formal den vom
Bundesverwaltungsgericht nun gestellten Anforderungen nicht mehr entspricht. Nach einer
erneuten Kalkulation gemessen am Gebot der Schatzgenauigkeit ist die Ausgleichriicklage
fir das Jahr 2012 aus heutiger Sicht um gut 13 Mio. Euro zu hoch gewesen. Deswegen wird
dieser Betrag durch eine Beitragssenkung fir das Jahr 2012 an die Beitragspflichtigen
erstattet, die fur dieses Jahr zum Beitrag veranlagt wurden. Um fir das betroffene Jahr eine
wirksame beitragsrechtliche Grundlage fir die endglltige Beitragsveranlagung zu schaffen,
ist die Wirtschaftssatzung 2012 neu zu beschlielen. Somit werden die Folgen der
moglicherweise zu hoch gebildeten Ausgleichsriicklage wirtschaftlich und beitragsrechtlich
korrigiert. Die Madoglichkeit, Haushaltsatzungen rickwirkend zu &ndern, wird in der
Rechtsprechung als zulassig gesehen. In den Wirtschaftssatzungen 2013 bis 2015 sind bei
der rickwirkenden Ricklagenbetrachtung keine zusétzlichen Planungsfehler erkennbar;
somit bedarf es keiner Anderung bzw. Anpassung dieser Wirtschaftssatzungen, sondern nur
deren Bestatigung durch die Vollversammlung. Die Wirtschaftssatzung 2016 ist aufgrund der
Durchfiihrung der Beitragserstattung 2012 aus der Ausgleichriicklage in Form eines
Nachtrages zum Wirtschaftsplan neu zu beschlieen. Die Ertrage aus Vorjahren reduzieren
sich demzufolge um die 13 Mio. Euro und werden durch Enthahme aus der Ausgleichs-
riicklage finanziert. Weitere Anderungen gegeniiber dem urspriinglichen Plan erfolgen nicht.
Damit wird die gerichtliche Vorgabe der baldmdéglichsten Umsetzungen erflillt. Aus Griinden
von Rechtsicherheit und —klarheit soll auch die Beitragsordnung hinsichtlich des Regelungs-
verhéltnisses zwischen vorgehender und nachgehender Beitragsveranlagung geéndert
werden. Hiermit wird klargestellt, dass die Beitragsverpflichtung bereits in der vorlaufigen
Veranlagung dem Grunde nach abschlielend erfolgt und durch den endgiltigen
Beitragsbescheid nur noch hinsichtlich der darin festgesetzten Differenz zum vorlaufigen
Beitrag eine erneute Regelung getroffen wird. Nur insoweit soll dann eine erneute

Anfechtungsmaglichkeit eréffnet werden.

An der anschlieRenden Diskussion beteiligen sich die Damen Dr. Kramm und Fischer
sowie die Herren Dortans, Eder, Hiibner, Meerstein und Peter. Zunachst wird der Prozess
der Rickerstattung der Beitragssatze fur das Jahr 2012 und dessen Auswirkung auf die
Beitragssatze fur das Jahr 2016 hinterfragt. Da aus rechtlichen Grinden keine verjahrten
Bescheide erstellt werden kénnen, kommt als Jahr flr eine Beitragsreduzierung das Jahr der
Festsetzungsverjahrung (aktuell 2012) in Betracht. Die Beitragserstattung fur das Jahr 2012
wird im Zuge der Beitragsveranlagung 2016 vorgenommen und mit dieser verrechnet. Die
vorzunehmenden Beitragserstattungen der Beitragszahler aus dem Jahr 2012, die nicht

mehr gewerblich tatig sind, werden ermittelt, damit die Guthaben erstattet werden koénnen.
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Bilanziell werden sie als Verbindlichkeiten erfasst. Sollte die Suche fehlschlagen, werden die
Gremien befragt, was mit den verbleibenden periodenfremden Ertrdgen geschehen soll. Des
Weiteren wird die zukinftige Auswirkung der neuen Rechtsprechung auf die Ricklagen und
Beitrage diskutiert. Da die Vorsorge nach den bisherigen Mal3staben nicht mehr zulassig ist,
ist nicht auszuschlieRen, dass es in einer schlechten wirtschaftlichen Lage zu einer
Anhebung der Beitrdge kommen kann. Diese Entwicklung hat das fir die IHKs zustandige

oberste Gericht im Hinblick auf die Rechtslage ausdrticklich gewollt.

Die Vollversammlung beschlieRt einstimmig die Anderung der Wirtschaftssatzung fir
das Geschaftsjahr 2012, wie in Anlage 1 unter I. zur Einladung vorgeschlagen.

Die Vollversammlung bestatigt einstimmig die Wirtschaftssatzungen 2013 bis 2015,
wie in Anlage 1 unter Il. zur Einladung vorgeschlagen.

Die Vollversammlung beschlie3t sodann einstimmig die Wirtschaftssatzung 2016, wie
in Anlage 1 unter Ill. zur Einladung vorgeschlagen.

Die Vollversammlung beschlieBt abschlieRend bei einer Gegenstimme die Anderung
der Beitragsordnung der IHK Berlin, wie in Anlage 1 unter IV. zur Einladung

vorgeschlagen.

3.2. Umsetzung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie

Herr Irrgang berichtet Uber die neue Zustandigkeit der IHKs flr die Durchfihrung der
Sachkundeprifung und fir die Registrierung von Immobiliardarlehensvermittlern. Mit dem
Gesetz zur Umsetzung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie und zur Anderung
handelsrechtlicher Vorschriften vom 11. Marz 2016 erhielten die IHKs die Zustandigkeit fur
die Durchfihrung der Sachkundepriufung von Immobiliardarlehensvermittlern. Fir die
Durchfihrung der Sachkundeprifung sollen die erforderlichen Rechtsgrundlagen
beschlossen werden.

Das o0.g. Gesetz sieht aul3erdem vor, dass Personen, die gewerbsmafig Immobiliar-
Verbraucherdarlehensvertrdge oder entsprechende entgeltliche Finanzierungshilfen
vermitteln oder dazu beraten, in ein Register eingetragen sein missen. Auch diese Aufgabe
wurde den IHKs Ubertragen. Fir die Sachkundepriufung und die Registrierung sind

entsprechende neue Gebihrentatbestande vorgesehen.

Die Vollversammlung beschlieldt bei zwei Enthaltungen die Prifungsordnung fur die
Sachkundeprufung der Immobiliardarlehensvermittler und Honorar-Darlehensberater,

wie in_Anlage 10 zur Einladung vorgeschlagen.

5/11



Protokoll der Sitzung der Vollversammlung am 15. Juni 2016

Die Vollversammlung beschlieRt abschlieRend bei zwei Enthaltungen die Anderung

der Anlage zur Gebuhrenordnung, wie in Anlage 11 zur Einladung vorgeschlagen.

TOP 4: Wahlprufsteine

Herr Weiffenbach berichtet der Vollversammlung Uber den Prozess der Erstellung der
Wabhlprifsteine fir die Abgeordnetenhauswahl 2016. Die IHK Berlin und die
Handwerkskammer Berlin haben die Wahlen erneut zum Anlass genommen, um die
Forderungen der Berliner Wirtschaft an die Politik in Wahlprifsteinen zu formulieren. Die
Wabhlprifsteine sind das Ergebnis eines umfangreichen und sorgfaltigen Beteiligungs- und
Beratungsprozesses, in dem sich auch das Ehrenamt der IHK Berlin stark engagiert hat.
Durch ein neues, schlankes Layout konnten die Forderungen der Berliner Wirtschaft an die
Politik plakativ und gebiindelt aufbereitet werden. Thematisch werden die Wabhlprifsteine in
acht Kapitel geteilt (s. Anlage 3), die jeweils den ,Ist* und ,Soll“ Zustand, sowie die damit
verbundenen Forderungen darstellen. AbschlieRend wird die Offentlichkeitsarbeit der IHK

Berlin zur Abgeordnetenhauswahl 2016 vorgestellt.

Frau Dr. Kramm bedankt sich anschlielend bei Herrn Weiffenbach und allen Beteiligten fir
ihr groles Engagement bei Erstellung der Wahlprifsteine 2016 und das kompakte und

inhaltsreiche Ergebnis.

Die Vollversammlung beschliel3t sodann bei zwei Enthaltungen die Wahlprufsteine der

Berliner Wirtschaft zur Abgeordnetenhauswahl 2016.

TOP 5: Vollversammlungswahl 2017

Frau Dr. Kramm gibt einen Ausblick auf die kommende Vollversammlungswahl, zu der die
Vorbereitungen seit Langerem laufen. Fir die Wahl im Mai 2017 sind im September 2016 die
formalen Rechtsgrundlagen zu beschlieBen, was in erster Linie die Wahlordnung, aber auch
die Satzung berthrt. Die Wahl soll rechtssicher gestaltet und die Vorgaben der neueren
Rechtsprechung beachtet werden, die besonderen Wert auf eine Zusammensetzung der
Vollversammlung legt, die die regionale Wirtschaft moglichst genau wiederspiegelt.
Gleichzeitig soll die neue Vollversammlung modern geschnitten und das Verfahren
unternehmensnah gestalten werden. Ein Arbeitskreis aus der Mitte der Vollversammlung hat

diese Punkte in vier ausfiihrlichen Beratungen vorbereitet. Frau Dr. Kramm bedankt sich bei
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den Mitgliedern fir ihr Engagement und die guten Vorschlage, die nun zur Abstimmung —
zunachst im Rahmen von Tendenzentscheidungen - kommen sollen, damit auf dieser
Grundlage ein beschlussreifer Entwurf flr die Wahlordnung in der Septembersitzung

vorgelegt werden kann.

Herr Eder vertieft die Uberlegungen zu den einzelnen Empfehlungen. Zunachst erlautert er,
dass fur die Wahl 2017 ein Hybrid aus bekannter Briefwahl und elektronischer Wahl

vorgeschlagen wird. Dies ist nun rechtssicher mdglich und der Anbieter ist mit seinem

Wahlverfahren nach dem weltweit geltenden Standard fir elektronische Wahlen vom
Bundesamt fir Sicherheit in der Informationstechnik zertifiziert. Hierfur sind erhebliche
Anpassungen in der Wahlordnung nétig, weil eine elektronische Wahl im Detail abgebildet

werden muss.

Die Vollversammlung stimmt dem Vorschlag, die elektronische Wahl in den Entwurf

der Wahlordnung der IHK Berlin aufzunehmen, einstimmig zu.

Anschlielend geht Herr Eder anhand der als Anlage 4 beigefligten Prasentation auf einen

Vorschlag zum veranderten Zuschnitt der Wabhlgruppen ein. Die klassische Aufteilung

orientierte sich an der Aufteilung der Wirtschaft in Industrie, Dienstleistung und Handel.
Wirde man so auch fir die Wahl 2017 vorgehen, ergibt sich (bei einer leichten Reduzierung
der Wahlgruppen um Kleinstwahlgruppen) die in den Folien 3 und 4 gezeigte Aufteilung. Ein
modernes Herangehen ware es, statt der klassischen Dreiteilung einen Blick auf die
Lebenswirklichkeit der Unternehmen zu werfen und die Wabhlgruppen entlang der
Wertschopfungsketten aufzubauen, wobei jeweils Industrie, Handel und Dienstleitungen
feste Sitze erhielten. Dies ist zumindest in den Berliner Wirtschaftsclustern mdglich.
AulBerhalb der Cluster soll sich die Einteilung an einem modernen Industriebegriff
orientieren, der die industrienahen Dienstleistungen einschliet. Fir die industriefernen
Dienstleistungsbranchen soll starker in Wachstumsfeldern gedacht werden. In den einzelnen
Wahlgruppen sollen fur Teilbranchen feste Sitze festgelegt werden — so es denn rechnerisch
moglich ist. Die Vorteile liegen auf der Hand: Bei den vergangenen Wahlen gab es haufig
Klagen, dass Kandidaten, Wahler oder Unterstitzer anderen Wahlgruppen zugeordnet
waren, als sie selbst. Bei einer Wahl in Wertschdpfungsketten kdnnen sich nun diejenigen
wahlen, die auch geschéftlich miteinander zu tun haben und sich deshalb kennen. Dies
spiegelt auch die Forderung der Wirtschaft nach starkerer Ausrichtung der Wirtschafts-
férderung an Wertschopfungsketten in der IHK wieder. AuRRerdem ist so bei weniger
Wahlgruppen eine spiegelbildlichere Abbildung der Berliner Wirtschaft in der Vollver-

sammlung mdglich, was weniger Kooptationen erforderlich macht.
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Damit stehen beide Varianten — klassische Aufteilung und neue Struktur - alternativ zur

Abstimmung.

An der anschlieBenden Diskussion beteiligen sich die Damen Dr. Kramm und Steinbrick
sowie die Herren Dreusicke, Eder, Gruhn, Prof. Haussler, Irrgang, Sandig und Spieker.
Es wird vor allem die konkrete Zuordnung einiger Wirtschaftszweige und Branchen in die
neuen Wahlgruppen thematisiert. Vor dem Hintergrund der konkreten Nachfragen einzelner
Vollversammlungsmitglieder nach der Zuordnung bestimmter Teilbranchen in die neue
Struktur, wird vereinbart, dass die Vollversammlung weiterfihrende Unterlagen zur
Neuordnung und Systematik der Wahlgruppen sowie Erlauterungen hierzu erhalten soll und
Anmerkungen dazu aufgenommen werden sollen.

Die Vollversammlung entscheidet sich bei sieben Zustimmungen und einer Enthaltung
gegen die alte Struktur des Wahlgruppenzuschnitts und damit dafir, die Idee eines
unternehmensnahen Wahlgruppenzuschnitts und die Neustrukturierung der
Wahlgruppen weiter zu verfolgen und dies in den Entwurf der Wahlordnung

aufzunehmen.

Mit Blick auf mdgliche Kooptationen weist Herr Eder darauf hin, dass diese auch nach Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts grundsatzlich weiterhin mdglich sind, jedoch unter ver-
anderten Bedingungen, wonach die Festlegung der zu kooptierenden Sitze bereits in der
Wahlordnung bezogen auf die einzelnen Wahlgruppen vor einer Vollversammlungswahl zu

treffen sind. Sinn und Zweck von Kooptationen sind daher kiinftig stark eingeschrankt.

An der anschliellenden Diskussion beteiligen sich Frau Dr. Kramm sowie die Herren Eder,
Hibner, Krieger und Peter. Zundchst wird das Instrument der Kooptation in der
Vollversammlung nach der neuen Rechtsprechung hinterfragt, weil nach der neuen Recht-
sprechung die Schatzung der Anzahl der notwendigen Kooptationen deutlich erschwert ist.
Herr HUbner regt an, statt einer Kooptation in der Zukunft nur stdndige Géaste mit Rederecht
aber ohne Stimmrecht zuzulassen.

Die Vollversammlung beschlielt sodann bei vier Gegenstimmen und zwei Ent-

haltungen Kooptationen in die Vollversammlung grundsatzlich weiterhin zuzulassen.

Herr Eder erlautert, dass die Anzahl der Sitze in der Vollversammlung auch nach den neuen
Berechnungskriterien gleich bleiben soll. Bisher wurden die Anzahl der Unternehmen, der
Gewerbeertrag und die Anzahl der Beschéftigten (im Verhaltnis von 25 Prozent, 50 Prozent,

25 Prozent) als Kriterien fir_die Berechnung der Sitzverteilung herangezogen wurden. Die

Zahl der Beschéftigten liegt aus Datenschutzgriinden nicht mehr in der erforderlichen
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Detailierung vor und muss daher als Kriterium entfallen. Denkbar wéaren auch weitere
Kriterien wie Umsatz oder Zahl der Auszubildenden. Fur Berlin liegen auch die Umsatze
nicht mehr auf die einzelnen Branchen aufgeschlisselt vor. Die Zahl der Auszubildenden
erlaubt allenfalls nur einen mittelbaren Rickschluss auf die gesamtwirtschaftliche Bedeutung
einer Branche. Die Arbeitsgruppe der Vollversammlung hat sich deshalb dafir
ausgesprochen, fir die Berechnung der Sitzverteilung auf die Anzahl der Unternehmen und
die Gewerbeertrage abzustellen. Bei der Anzahl der Unternehmen muss eine leichte
Unscharfe von ca. 10 Prozent angenommen werden - sie sollte daher nicht zu stark
gewichtet werden. Folgende Varianten zu den Berechnungskriterien stehen daher zur
Entscheidung: 70 Prozent Ertrag und 30 Prozent Anzahl der Unternehmen oder 60 Prozent

Ertrag und 40 Prozent Anzahl der Unternehmen.

An der anschlieBenden Diskussion beteiligen sich die Damen Dr. Kramm, Fischer und
Hennemann sowie die Herren Dortans, Eder, Haussler und Irrgang. Thematisiert werden
die Anzahl der Sitze sowie die Abbildung der Branchen und bestimmten Wirtschaftszweigen
in den Wahlgruppen nach den neuen Berechnungskriterien. Die Kriterien selbst kdnnen

jedoch nicht branchenspezifisch abgebildet werden. Sie sind fir alle Wahlgruppen gleich.

Die Vollversammlung stimmt zuné&chst bei vier Enthaltungen dem Vorschlag zu,
Gewerbeertrag und Anzahl der Unternehmen als Berechnungskriterien in die
Wahlordnung aufzunehmen.

In ihrer Entscheidung tendiert die Vollversammlung mit knapper Mehrheit zu einer
Sitzverteilung in den Wahlgruppen nach der Variante 60 Prozent Ertrag und 40 Prozent

Anteil der Unternehmen.

TOP 6: Aktuelle Themen

Frau Dr. Kramm berichtet zu ihrer bisherigen Téatigkeiten im Amt als Prasidentin der IHK
Berlin. In den letzten drei Monaten hat sie mit einer Reihe wichtiger Akteure aus Politik und
Wirtschaft gesprochen. Aullerdem nahm sie in dieser Zeit Auftaktgesprache mit den
Partnerorganisationen, u.a. HWK, VBKI und UVB, auf. Sie bewertet die Gesprache als sehr
positiv, sie haben noch einmal das gute und enge Verhdltnis der IHK Berlin zu den
wesentlichen Akteuren aus Politik und Wirtschaft gezeigt. Aus den Gesprachen sind

konstruktive Verabredungen hervorgegangen, die sie in der Zukunft weiterverfolgen méchte.
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Sie selbst hat sich vorgenommen, sich kiinftig besonders drei Themenfeldern zu widmen:

e der FortfUhrung der Initiative Berlin 2030 mit dem Schwerpunkt einer besseren
Steuerung der grof3en Stadtthemen (Industrie, Smart City, Digitalisierung) durch
organisatorische Malinahmen im politischen Raum fir die kommende Legislaturperiode:
Ziel ist hier die Erarbeitung eines entsprechenden Vorschlags an die neue Landes-
regierung bis zum Herbst. Besonders fur KMU mdchte sie das Thema Digitalisierung mit
konkreten MafRnahmen wie beispielsweise durch die Einfihrung eines E-Business-
Lotsen oder die Schaffung einer digitalen Informationsplattform vorantreiben.

e der dualen Berufsausbildung: Die grof3te Problematik sieht sie dabei im Azubi-Mangel,
derzeit sind etwa 1500 Ausbildungspléatze unbesetzt. Hier sollen Initiativen zur Starkung
der passgenauen Vermittlung, zur Starkung der dualen Ausbildung mit dem speziellen
Fokus auf die Eltern u.a. entgegengesetzt werden.

e der Kommunikation mit den Mitgliedern: Schwerpunkte sollen bei der verstarkten
Ansprache von kleinen und mittleren Unternehmen und einer Neuausrichtung in der
Organisation der IHK auf das Thema Mitgliederkommunikation gesetzt werden.

Uber allem steht die Fortfiihrung einer starken Gesamtinteressenvertretung fir die Berliner

Wirtschaft gegeniber der Politik. Hier sind die Abgeordnetenhauswahl und Koalitions-

verhandlungen wichtige Meilensteine.

1. Aktuelle Themen aus der Vollversammlung — Leserbrief von Herrn Janf3en

Frau Dr. Kramm informiert die Vollversammlung, dass dieser Tagesordnungspunkt aus der
letzten Vollversammlung vertagt wurde. Herr Janf3en hatte im Nachgang zur Vero6ffentlichung
des Hauptgeschéaftsfuhrergehalts in einem Leserbrief an den Tagesspiegel zwei
Zusammenhange dargestellt, die nicht den Tatsachen entsprachen. Herr Eder hat - zwar als
natiirliche Person, aber im Hinblick auf die Organe ,Prasidium“ und ,Hauptgeschéftsfihrer*
handelnd - eine anwaltliche Abmahnung dieser beiden Behauptungen beauftragt, die mit
einer unterschriebenen Unterlassungserklarung durch Herrn Janf3en endete. Nun weigert
sich Herr Janf3en, die dafiir entstandenen Kosten zu begleichen. Frau Dr. Kramm halt ein
solches Vorgehen fir nicht akzeptabel. Sie erwégt in diesem Fall allerdings, eine gerichtliche
Auseinandersetzung zu vermeiden und kindigt an, Herrn Janf3en in einem Gesprach
anzubieten, dass die IHK die bisher entstandenen Kosten Ubernimmt. Voraussetzung daflr
ist allerdings, dass sich ein solches Verhalten nicht wiederholt. So mdchte sie ein klares
Zeichen fur das zukinftige Miteinander setzen.

In der anschlieBenden Diskussion bestreitet Herr Dobat, dass Herr Janf3en die
Unterlassungserklarung unterschrieben hat. Der Tagesordnungspunkt wird wegen offensicht-
licher Uneinigkeit Uber die Tatsachen auf die n&chste Sitzung der Vollversammlung vertagt.
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Protokoll der Sitzung der Vollversammlung am 15. Juni 2016

2. Europapolitische Positionen der IHK Organisation

Herr Wiesenhutter berichtet kurz Uber den mittlerweile abgeschlossenen Prozess der
Ausarbeitung der Europapolitischen Positionen der IHK Organisation 2016, an dem sich
auch die IHK Berlin ausfuhrlich beteiligt hat. Der DIHK Vorstand hat in seiner letzten Sitzung
die endgultige, konsolidierte Fassung der Europapolitischen Positionen beschlossen. Die

Anregungen der IHK Berlin sind dabei weitestgehend bertcksichtigt worden.

Die Vollversammlung beschlie3t sodann bei einer Enthaltung die Europapolitischen
Positionen der IHK Organisation 2016.

TOP 7: Verschiedenes

Frau Dr. Kramm weist die Vollversammlung darauf hin, dass der Vertrag des

Hauptgeschéftsfiihrers im Herbst durch das Prasidium zur Verlangerung ansteht.

Berlin, den 29. Juni 2016

Joke b e e

Frau Dr. Kramm Jan Eder
Prasidentin Hauptgeschéftsfihrer
Anlagen:

Anlage 1: Teilnehmerliste
Anlage 2: Prasentation Wirtschaftssatzungen 2012 - 2016
Anlage 3: Prasentation Wahlprifsteine

Anlage 4: Prasentation Vollversammlungswahl 2017

11/11



	Zeit:   16:15 Uhr – 19:35 Uhr
	Tagesordnung:
	Bei Eintritt in die Tagesordnung sind 52 Mitglieder der Vollversammlung anwesend.
	TOP 2:  Besuch des Senators für Finanzen von Berlin Dr. Matthias Kollatz-Ahnen
	TOP 3:  Regularien
	TOP 5:  Vollversammlungswahl 2017
	TOP 6:  Aktuelle Themen
	TOP 7:  Verschiedenes
	Berlin, den 29. Juni 2016

